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übe 41e 8itzu L e§ 4. November 1924. 

Anweaend: elle Abgeordneten mit Ausnahme der Abg: BUohel und Ber- 
get ze, 
Am Regierungstieche : Regierungaohef-Stellvertreter Feger, 
Sohriftführer Regierungssekretär 3igg. 
Den Vorsitz tUhrt xza. Dr. Beak. 
Die Sitzures 

. 
beginnt um 10 Uhr. 

Trieeenberaer 3 esenb ,, 
Präsident� r. tok: StäX eröffnet um 10 Uhr die Sitzung, gibt den einzi- 

gen Verhandlungsgegenstand bekannt. Die nachherigen Verhandlungen wer- 

den der Fortsetzung der Besprechungen über die Brandversicherung im ion- 

ferenzzimrner gelten. Präsident gibt über den Stand der Angelegenheit 

Auskunft und verweist auf den finanziellen jg Teil den Referates Seite 

9 und 10 des Referates. la der Pinanzko iasion war man der Ansicht, 

dass man heute nicht mehr bauen würde, wenn die Arbeiten nicht schon 

so weit gediehen ken. Aber man sagte sieh, taaa jetzt nichts anderen 

mehr übrig bleibe. Nur aus diesen Erwägungen heraus habe die Finanz- 

kommission den Antrag gestellt, es sei der Bau zu. A vollenden. : Mit Ver- 

schiebung der Beschlussfassung käme man nicht weit. 

waohter : trägt, wie der Passus im Beferate6 i$ halbjährlich" zu verste- 

hen sei. 

Prteident: gibt Auskunft, dass es eich 6% jährlichen Zins handle, der 

aber halbjährlich zu zahlen sei . 
Er möchte darauf aufmerksam machen, dass es keinen Wert hätte, in 

die Details des y.. osteavoranachlagee einzugehen, sondern es könnte sich 

heute lediglich darum handeln, dis Baubeendigung prinzipiell zu bei IX, 

schliessen. Beim Baue werde die freie Konkurrenz walten. 

Wachter* Wer den rann sei, du sagen, dass die Trace richtig sei, eben- 

so der Voranschlag. 

ric : Die Preise seien so, ae wie sie derzeit üblich seien. Die End- 

summe richte sich nach der Konkurrenz. Wenn man die Arbeit hätte im 

September ausschreiben können, wäre es billiger geworden. Wegen 

Butsohungen fürohte er nichts. 

BUohel-Rug ell: erkundigt sich wegen Schneegalerien. 
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Brio-: Sohnesgalerien sehe man meistens in Graubänden. Hier seien 

sie voraussichtlich sie nicht nötig, da auch Steinschlag nicht zu 

befürchten sei. 

Prseiden : Er habe ausgerechnet, dass die Strasse für jeden Triesen- 

berger BEtrger eine Schuldenlast von 90 Franken bedeute, für jeden 

Landesbürger daher 18 Yranken. Die Strasse sei übrigens auch für das 

Vaduzer und Schaaner Alpengebiet e sehr wertvoll. In Zukunft soll- 

te man bei derartigen Projekten ein Perimeter erstellen, wie dies 

anderswo auch geschieht. 

Wächr ter : Sie haben in Sohaan vor 
ýine6 

Jahr ee auch eine Strasse ge- 

t 4%id die Kosten umgelegt. 

glaubt, dass die Landstrassen vernachlässigt werden. 

i achtsr: Die Landstrassen-Vernaohli aaigung sei schon im vollen Gange. 

Präsident : regt an, dass der Landtag den Beschluss fasse, dass die 

für die Vollendung der Strasse noch erforderlichen Kosten bewilligt 

werden. Beschlossen sei die Strasse schon 1919 worden. 1921 kam dann 

die neue Verfassung. Auf den heutigen Beschluss sei Artikel 66 der 

Verfassung nicht anwendbar, nachdem dir Beschluss zum Bau der Strasse 

1919 gefasst worden sei. Der heutige Beeohluaa wäre daher dringend zu 

erklären. 

Wachter; Ee handle sich heute nur um eine Kreditbewilligung. 

Präsident: gibt noch einmal ausführliohen Aufsohluse über die 

Kosten an Hand des Referates. 

Welser, - Wir stehen heute vor einen schwierigen Problem. Im Volke sei 

man über den Strassenbau sehr verschiedener Ansicht. bioht bald einreal 

seien die Abgeordneten vor einem so schwerwiegenden Besohlusse So- 

etanden, wie vor dem heutigen. Jedenfalls sei die heutige Beschluse- 

fassung keine angenehme. Man höre auch über die Entetehungegesohiohte 

der Strasse sehr viel sprechen. Er habe sich um die Enteteh ungege- 

schichte interessiert, nicht vom politischen Standpunkte aus. Denn 

Pflicht einen Abgeordneten sei es, das zu tun, was noch zu machen sei. 

Der Strassenbau sei nur vom wirtschaftlichen Standpunkte aus zu beur- 

teilen. Politische Ausechlaohtung des . Strassenbaues wurde f1 x das 

Land eine wirtschaftliche Schädigung bedeuten. Nach seinen irhebunpen 
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am 16. April 1919 der Antrag zur Ausarbeitung eines Projektes vom dams 
eilt ligen Präsidenten Walgier und 4 anderen Abgeordnete ie Motion Walgier 

lautete damals folgendermassen: 

ütr , 
. Die, Gefertigten stellen den Antrag, der Landtag wolle beeahlieasen: 

1. Die forstliche Legierung wird ersucht, beim deutsohöeterreiohi- 
sahen Staateam e dahin vorstellig zu werden dass in Sohaan wie 
vor dem Kriege die Schnellzuge wieder anhalten. 

2. Die forstliche Regierung wird ersuoht, tlber die Verbesserung besv 
l iuanlage der Landstrasse vor., Sehlose Vaduz bis Trieseaberg eia Projekt ausarbeiten zu lassen. 
Vaduz, am 16 . Ap ri l 1919. 

Fried. Waleer 
Joh. Wenger 
Josef Marxer 
Dr. W. Beok 
Josef Gassner. . 

Walser stellt aus dem Protokolle der Land. tagesitzung vor 16. April 1919 

fest, dass dieser Antrag tatsächlich eingegangen sei. Das Protokoll 

enthalte folgenden Paaseua 

�über den Antrag betreffend Neuanlage der Schlos strassse gibt der 
Vorsitzende (d ale Fritz lAalser) ebenfalls aufklärende Bemer- 
kungen. Ba wtre gut, wenn, wie beim erasteu Teilstücke die Pro- 
jektausarbeitungen und überhaupt adle Vorarbeiten dem. Herrn 
Forstverwalter Hartmann übertragen würden. Dr. Bedk macht darauf 
aufmerksam dass der geplante Strassenbau bei der voraussichtli- 
chen Arbeitslosigkeit unserer Leute auch alas Notstandsarbeit in 
Betracht kon: nen würde und er begrüsse den Antrag auch aus diesem 
Grunde. Walser weist daraufhin, dass die Tr ie ssenberger stets ihre 
Strasse kkztez unter de. -i Kulmen verbessern wollten. 1�� Landtag* 
habe man sich aber dafür ausgesprochen, dass man von unten auf mit 
der Korrektur der Strasse beginrn müsse. 

ii e betrachtet den Antrag als etwas Selbstverständliches und 
weist auf die grossen in den Alpen liegenden Werte hin, die wir 
sollten besser ausnützen können. Wir werden die Strasse auch noch 
weiter, nicht nur bis an den Triosen berg, bsuen und oben unterm Kul- 
men wird man zu einer Untertunnelung des Berges schreiten oder man 
wird die Strasse über den Kulmen ebenfalls verbessern muaaen. Die 
grossen im Alpereebiete liegenden Holzmassen haben wenig Wert, 
solange die Transportkosten unverhdltnismdeeig hoch sind. 

Wlolfia er unterstützt die Ausführungen des Vorredners und halt 
dafür, da3ea es em praktisoheeten wäre, wenn ein Tunnel gebaut würde. Der Antraue wir eiuetimý., g n enon en. 

f Am 2. August 1919 sei dann vom Landtage der Strassenbau ebenfalls 

einstimmig beschlossen worden. Der Beschluss wurde damals aus wirtsohaft. 
lichen Gründen gefasst, nicht die Gemeinde Triesenberg hat die Strasse 

wollen. Dte Initiative zum Beasohluaee lag ji fi im Lande. Die wirtsohatt- 
lichen Werte hinter dem Kulmen haben bei der Beschlussfassung die Haupt- 

rolle gespielt. Wir m[iseen heute die Schwierigkeiten lösen, die aus dem 

1919er Landtagebesohlusse herausgewachsen sind. Man könne über den 

Strassenbau verschiedener Ansicht sein, '2atesohe bleibe aber stets, dass 

der Strassenbau vom früheren Landtage 1919 einstimmig beschlossen worden 

sei. Der damalige Beschluss war allgemein, nicht einseitig. Wir stehen 
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Matt fragt weiter, wie es sich mit dem Rietentwasserungspro- 
jekt verhalte. 
Regierau svertreter: Nach einem Schreiben des Ingenieure 

us enegger in '-'Bregenz werde das Projekt Voraussichtlich 

bis Ehdq Dezember dieses Jahres fertiggestellt sein. e-
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heute vor denn Beeohlusse, nooh zu retten, was zu retten ist. Wenn die 

Strasse einmal fertig sei, werde sie negens eioh für alle sein, die sie 

benutzen museen. Er könnte es nicht verantworten, heute nein zu stimmen. 

Der Strasseabau bedeute übrigens auch fur die Trieeenberger wie für 

das Land eine grosse Last. Heute das verfallen lassen, was schon ge- 

macht sei, wäre ein Vebbreohon. Ob der Landtag heute ja oder netn 

stimme, Schimpfer gebe es immer. 
t 

Präsident: Was die Leute wohl sagen , wenn wir heute mit nein 

stimmen worden. Wohin dann das Vertrauen gehe. Mit Politik mache man 

keine Strasse. Der Bau der Strasse sei schon zu weit vorgeschritten. 

Wir müssen heute die Konsequenzen ziehen und den Bau zu Ende fuhren. 

Es gehe nicht an, etwas halb zu machen und dann davon zu lauten. 

Matt : Nachdem der Bau der Strasse schon 1919 beschlossen worden sei, 

bleibe uns heute nichts anderes übrig, als die Strasse zu vollenden. 

Die Strasse sei einigen oberlandischen Gemeinden zum Vorteil. Wenn 
Abgeordneten 

die unterländischen heute mit Ja stimmen, möchte er daran 

aber doch die Bitte knUpten, dass auch die oberländischen Abgeordneten 

Ja stimmen, wenn ein Projekt für das Unterland zur Behandlung kose, 

wie zum Beispiel die Rietentwitsserung oder die Strassenverbreiterung 

nach Ringgell. 
0 

Wa : Er verstehe Matt. Es sei selbstverständlich, dass das Unter- 

land am Strassenbau nicht das gleiche Interesse habe, wie die ober- 

landisohen Gemeinden,, ebenso selbstverständlich sei aber auch, dass 

man auch einem Projekte für das Unterland beistimmen werde, wenn 

sich die Notwendigkeit ergebe. - Der , ix erste Projektast sei tibri- 

gene an der verfehlten Trasse nicht allein schuld. Aus einem Berichte 

der Ortsvoratehung Triesenberg aus dem Jahre 1919 sei festzustellen, 

dass diese damals mit dem ersten Projekte einverstanden gewesen sei. 

Heute lasse sich nun der Strassenbau nicht mehr aus der Welt schaffen. 

Unten und oben habe man begonnen und nun müsse eben die Mitte auch 

noch gemacht werden. 

Stichel-AuRStexl: Er sei auch der Ansicht, dass heute nichts anderes 

übbig bleibe, ale vorwärts zu machen. Was mit der Strassenverbreiterung 

nach Buggell sei. 
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Präsident : er tohlage die Passung folgenden Beschlusses vor : 

, Der Landtgýgg, nach Kenntnisnahme eines Berichtes der Finanzkommis- 
sion und ýinaiohtnahrne in die 2rojekteakten angesichts der bis- 
her aufgewendeten ioetän und des vorgesohrittenen Standen der Ar- 
beiten, nach gewalteter Diskussion beschliesst : Es wird im Sinne 
der Landtagsbeschlüsse vom 16. April 1919 und 2. August 1919 beÄ6)V 
schlossen den Triesenbergor Strassenbau zu Ende zu führen und den 
hietur notwendigen Aredi t im Rahmen tat jener Beschlüsse zu bewilli- 
»n. Dieser Beschluss ist nicht eia solcher, der unter Art. 66 der 
Verfassung fällt, weil er nur in Ausführung der seinerzeit gw vom 
Landtage gefassten Beschlösse gefasst wurde. " 

citer: trägt, ob man nicht den Schlusssatz weglassen sollte. 

ar. ilser: er wurde den Schlussatz dem Antrage nicht beifügen. 

lolft er: BUr die Arbeiten sollen nur Liechtensteiner in Betracht 

kommen. 

taoht,. q Man könne diese Bed ingungd hier nicht anttigen. 

! als st spricht ebenfalls zu diesem Gegenstande. 

a$*z ; Auch anderewo bekommen Ausländer keine staatliche Arbeit. 

Pr eident: Es vKre auch die Baukommission neu zu bestellen. 

G ¬ener : Zuerst soll die Kernfrage abgeklärt werden. 

leer� Geometer 9ohädler soll als ProjektevsrThsser der Baukommission 

angehören. 

� tei deut : verliest einen revidierten Beeohluss-Entwurt. 

#ale Man solle in den Beschluss noch aufnehmen, dass der Bau unter 

denen bekanntgegebenen Ziffern und, gegen dem bewilligt werde, dass 
, 

die Bauschuld binnen 5 Jahren getilgt werde. 

Präsident : korrigiert den Besohlues-]ntwurf nach dem Antrag Walser. 

es er : gibt hiezu noch Aufklärung. 

alaer: Die Regierung soll der Gemeinde Trieeenberg bei Beschaffung des 

nötigen Geldes an die Hand gehen. 

_8sdeat : verliest folgenden endgiltipen Antrag : 

Der Landtag . nach Kenntnisnahme ei nee Berichten der 'inanzkommie- 
sion und. Einsicht in die Projekteakten angesichts der bisher 
aufgewendeten Kosten und des voýrgeesaohrittenen Standen der Ar- 
beiten und nach gewalteter Diskussion besohlieest, es seien 

eine den LandtagebesohlUaºsen vom 16. April 1919 und 2. Au . ust 
1919 die Strassenbauarbeiten nach Ttiesenberg zu Ende zu ren 
und der hietU. r nötige Kredit gemäss en bekannt gegebenen Voran- 
sohlegezitfern im Amortisationswege 

(5 
Jahresraten) zu bewilligen. " 

! Der Antrag auf Bewilligung der Beendigung der Strassenbauarbeiten wird 

einstimmig angenommen. Der Präsident bringt hierauf die Kreditfrage aaU 

gesondert zur Abstimmung. 

AAA 
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Wagtet r: Ob der Kredit auf einmal bezogen werde. 

Präsident; gibt hiezu Aufklärung. 

Es wird folgender ohl � gefaest: 

ws wird der für den Strassenbau nach Triesenberg erforderliche : redi' 
von 100.000 'ranken bewilligt, verzinslich au 6% per anno, halbjähr"- 
lioh zahlbar. " 

FAtD$timr nr&eWmen. 
Pr eident : Er 2a999 nun die Baukommiaeion neu wählen. 

Er wurde die alte Kommiesi on bestätigen und Geometer ßohMdler 

dazu nehmen. Hiener sei von Amtewegen dabei. 

W ter. unterstützt den Antrag Walser. 

F ek : Pflichtet Walser nicht bei, er wurde eine neue Kornmieei en 

wählen. 

Pr1sident; stellt fest, dass die Kommission eigentlich V., kr des. ganzen 

Strassenbau gewählt worden sei. 

Gasrar ; Er wurde auch die alte Komi Saat on wählen, und Geometer 

Sahädler dazu. Nur mochte er beantragen, dass er nicht mehr gewählt 

werde. 

Ws chter . Er wurde Sohädler nur als beratendes Mitglied ohne Stimm - 

recht wählen. 

Präsident_ schlägt ebenfalls die alte Kommission vor. Soh&dler und 

Hiener seien als Berater beizuzibhea. 

-gk, : Zr erwarte für sich einen anderen Vorschlag. 

Die hier*ut mittelst Stimmzetteln rorgeno ene Neuwahl hat fol- 

gende* Ergebnis: 

Wrick 10 Stirnen 

Uarogg 10 5tiirw en 

Hoop 11 Stimmen 

Haeler 11 Stimmen 

G aan r 10 Stimmen. 

Weitere Stimmen erhielten Schädler Alois (1), Water (1) und 

sohädler Johann (1). 

Der Präsident erklärt die Vormittagssitzung hiernach für geschlossen. 

Sohluss 12 Uhr. 

/0 
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Protoko11 

über die Besprechung des Landtages vom 4. November 1924 im 

Konferenzzimmer über die Landes-Braidsohaden-Versicherung. 

Beginn 2 Uhr liachmittags 

Ende *6 " 0 

0 

Anwesend: alle Abgeordneten mit Ausnahme der Herren Peter Büchel 

und Bargetze. 

Die Spesenreohning d, er Herren ExDertga kommt zur Verlesung. 

(Dr. Helfenstein Franken 2,000. -- Eggenberger Pranken 350. --). 

Diese Entschädigungsansprüche für die grosse Arbeit werden ein- 

stimmig als angemessen befunden und akzeptiert. 

Es kommen die einzelnen Artikel zur Verlesung und biekussion : 

Zu Art. 2. 

jýaohter: findet, dass in der vorgeschlageaen Formulierung der 

Charakter der eigenen Rechtspersönlichkeit der neuen Anstalt nicht 

genug betont und gewahrt ist. Es sollte ein eigener Aufsichtsrat 

konstituiert werden. 

Vorsitzender : Der Charakter der eigenen Rechtspersönlichkeit der 

neuen Anstalt ist deutlich zum Ausdruck gebracht. Uebrigens, wir 

gingen im Entwurf immer davon aus, dass z das Institut möglichst 

geringe Verwaltungsspesen haben soll. Was man hier erspart, kommt 

den Reserven den Prämien (Reduktion) zugute. Wir können darüber dis- 

kutieren, wie sich aus den Versicherten heraus ein Aufsichtsrat 

bilden lässt. 
vQnterstiitze 

Walser : Die Landeskasse soll im Gesetz nicht genannt sein. `icFi`imm 

folgenden Sinn die Auffassung Wachter: Die neue Anstalt soll ein 

selbständiges Unternehmen sein0 in dem die Regierung nicht die Finger 

haben soll. Die Regierung hat 4a in jedem Palle eine Art Oberquf sieht 

über alles, auch bei heute soh4n bestehenden Instituten, - 
Y rsitzender. : Jene, die diese Passung angeregt und unterstützt haben, 

sollen das näohsteaal eine/ entsprechende Formulierung bringen. 
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Zu Art. 3. 

vYalser : Es kann der 2a11 eintreten, dass besonders gefährliche Ob- 

jekte, die die Landesanstalt nicht aufnimmt, auch anderswo nicht mehr 

unterkommen können. Das kann dann eine Kreditfrage des Unternehmens 

bedetten und muss verhindert werden. Er schlage einen Spezialtarif 

vor, oder die Sätze für derartige Objekte sollen überhaupt offen ge- 

lassen werden, 

Vorsitzender : Bei diesen Wünschen und Vorschlägen kommt es natürlich 

immer auch darauf an, dass sie in einem Rüokversioherungsvertrage 

untergebracht werden können. Darüber können uns erst die Pachej: perten 

Aufschluss geben. 

Wachter : unterstützt das Bedenken Walser, im Sinne seiner Ausfiilirun- 

gen anlässlich der I. Konferenz am 6. Oktober. 

V-olzitzend2r : erläutert den Passus der wechselseitigen Schadlos- 

haltung im Brandfalle, dass die Versicherten mit ihrem Privatver- 

mögen nicht haften. 

Zu Art. 5. 

yoreitzender : betont, dass die Landesanstalt im Brandfalle ebenso 

loyal, wenn nicht loyaler vorgehen wird, als die privaten Gesell- 

schaften vorgehen (z. B. Beurteilung der Brandursaohe). 

Wachter : erwähnt, dass er in der neuen Anstalt, weil er die Werk- 

statt im Hause habe, schlechter wegkommen werde.. 

Wo naer : gurzsdhluss wird als. Brandursaohe aufgefasst. 

Zu , Axt. 6. 

W: Art. 6 sagt in Frage Lösohvorkehren und Rettungsvorkehren 

das Gegenteil von Art. 5. 

WM ser : Der Unterschied zwischen Sioherungsvorkehren und Rettungo-- 

vorkehren muss klar gestellt werden. 

Wächter : Unterstützt uni führt Fälle an. (Nachbarsdhaftsbaute wird 

ausgeräutt und es entsteht Mobiliarschaden, Stall wird eingerissen, 

um ein anderes Gebäude zu retten, Nachbarsohaftsbaute muss unter 

Wasser gesetzt werden). 

Zu Art. 7. 

Wäls@r : Der Verkehrswert kann sich ändern z. B. durch Rutsohungen, 

Bahnverlegungen usw. (Typische Fälle: die Objekte an der Brenner- 

strasse). Wenn in solchen Fällen der Bauwert bezahlt würde, wären 

. /. 44i 
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die Spekulationsbrände zahlreich. 

Wach er : Der Versicherte zahlt auf Grund des Schatzungswertes - Bau- 

wertes; aäso muss man den Mann aufmerksam machen, wenn er zuviel 

Prämie bezahlt. 

Walser : Das ist Sache des Versicherten. Man kann jedes Jahr neu ein- 

schätzen lassen (Art. 10). 

läghter : wenn die neue Anstalt 1914 eingeführt worden wäre, hätten 

die Kurhäuser z. B. im Br4ndfalle die kommenden Jahre nichts erhalten, 

weil kein Verkehr da war. Er befürchtete, dass bei der neuen Anstalt 

jeder Versicherte schlechter im Brandfalle wegkommen wird, als bei den 

privaten Gesellschaften. Im letzten Falle ist die Kontrolle immer klei- 

ner. 

Voritzender ; Die Leute werden nicht schlechter wegkommen, sonderte 

voraussichtlich besser. 

Zu Art. B. 

lo i zender ; erwägt, obties nioht eventuell besser wäre, die Regierung 

für die Kommission zu bestellen, -- um allen Vorwarfen, man mache wieder 

eine neue Kommission, zu begegnen, 

ääÄa= . es können in Kommission und Rekursinstanz nur Fachleute in 

]Betracht kommen. 

Zu Art. 12. 

`1i : weist darauf hin, dass zum grossen Unterschiede von den pri- 

ugten Gesellschaften die Haftpflicht der Landesanstalt bereits mit dem 

Eintreffen der Schatzungsanzeige bei dein Versicherten beginnt und nicht 

erst mit dem Zeitpunkte der ersten Prämienzahlung. 

`achter : beschreibt den Fall Röokle Miih. eholz, der die Prämie nicht 

bezahlt hatte. 

Zu Art. 14/17. 

Aenderu. ngsvorsohläge Eggenberger Brief Vom B. X. 1924 werden vor- 

gelesen (Brief in der Beilage). 

Wachter : Die privaten Gesellschaften haben es in der Frage Kiaseifi- 

kation leichter, das sie beweglicher sind. Unsere Anstalt muse ein 

Reglement erhalten, in dessen Rahmen sich die' Sohatzangskommission 

bewegen kann. Man soll nicht zu strenge vgrgehen. 

aassner. Tr'b� : wenn die Zuschläge, lt. Brief Eggeaberger, fallen ge- 

lassen werden (für die Bei-getällg) kann man eher ja sagen. Wichtig aber 
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ist immer noch, dass die Schatzungskommissioa nicht zu hoch greift, 

Vorsitzender : weist auf die Bestimmungen der bündnerischen Anstalt 

hin, welche die Ställe ausser Ortschaft von der Versicherungspflicht 

ausnimmt, - allerdings können diese dann in einer anderen Versicherung 

nicht mehr unterkommen. 

Ga. ssner : In Steg und Malbuh würden dann alle Ställe versicherungs- 

pflichtig werden, 

Lghtsr : es ist zu unterscheiden, zwischen Ställen, die nur einige 
Tage im Jahr benützt werden, oder die auch als Sommerwohnungen ver- 

mietet werden. Es müsste gewissenhaft angegeben werden, wie lange die 

einzelnen Ställe benützt werden. Es ist ferner von grossem Interesse, 

die verschiedenen Bestimmungen der privaten Gesellschaften zu kennen 

bezüglich : Nachbarschaftsbauten mit und ohne Feuermauer, Einzel- u, 

zusammengebaute Objekte. 

"aderer : weist auf die Unterschiede zwischen Riunione und Helvetia 

hin. Helvetia hat die gleichen Sätze fair Haus und dtallgebäude, 

Riunione sbnit sehr verschiedene. 

Die Bestimmungen und §ätze der Brandversicherung Gamprin werden 

vorgelesen. Hier ist eine entsprechende Klassifikation vorgesehen 

zwischen: Zusammengebaute aund freistehende'Wohn- u. Oekonomiegebäuden, 

mit und ohne Feuermauer, je nach Bedachung. 

hüchel, Romgell : weist auf ähnliche Bestimmungen und Sätze in der 

Ruggeller Versicherung hin. 

Gubelminn : entsprechende Abstufungen und verschiedene Sätze sollen 

auch in der neuen Anstalt aufgenommen werden, 

titer : man kann keine starren Sätze aufstellen; entsprechend dem 

erhöhten Risiko soll eine Erhöhung der Sätze eintreten. Das Reglement 

muss den Rahmen dazu geben. 

Wälser : Der Kommission kann man es nicht überlassen. Die Gesellschaf- 

ten haben 2 Tarife: Externe und interne. Z. B. wird eine Gesellschaft, 

die auf Brand und Tod versichert, einem Versicherten bei Absohluss 

beider Arten von Versicherungen günstigere Sätze gewähren. 
vors nýder : Ställe in gewissen Entfernungen, können fakultativ be- 

lassen werden. Im übrigen müssen die Versicherungstechniker in den er- 

wähnten Fragen die Richtlinien festlegen. Auf nächstesmal möchten 
Reglemente und Tarife privater *esellschaften wenn möglich verschafft 
werden. 
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Zu Art. 17, 

Dieäer Artikel "wird gestrichen. 

Zu Art. 18. 

Wachter : frägt an, wie es mit dem Einzug der eidgenössischen Stempel- 

steuer bei der neuen Anstalt und heute bei den in Oesterreich und 

Deutschland Versicherten stehe;. 

Vorsitzender : Die neue Anstalt wird wie die kantonalen Anstalten 

die Stempelsteuer entrichtenst Ueber den: zweiten Teil der Frage wird 

Auskunft eingeholt werden. 

Zu Art, 21.. 

Aenderung Abs. 2: Der Landtag ist überdies zur *utnahane von 
it 

Darlehen und Vorschüssen bei einem Geldinstitat für die Anstalt 

befugt. " 

Zu Arta 25. 

Aenderung xbs« 3: Ueber das %es dieser Abzüge enteoheidet die 
N 

Schatzmngskommiasion naoh Masegabe der strafgerichtlichen Untersn- 

chung 11 

Zu Art. 28 a. 

Hier müssen die ]rankensätze für Bussen eingesetzt werden. 

Zu Art. 29. 

Wachter : weist darauf hin, dass das Land einen Gegenwert haben soll. 

Büchel Rufgell : Die Gemeinde, Ruggell hat keine Zwangsversicherung, 

Es sind nun tatsächlich viele nicht dabei. Das Rigentum der Anstalt 

kann also nicht gut Besitz der, Allgemeinheit werden, sondern nur Be- 

sitz der Versicherten, am Trießnerberg, wo die Versicherung obliga- 

torisch ist, ist es etwas anderes. 

'j" er : fragt über den Vorgang der Auflösung der Verträge mit den 

privaten Gesellschaften an: muss ein eigenes Gesetz dafür geschaffen 

werden? 

essitzender : Im Kanton Graubünden würden die Verträge mit der Ein- 

führung der kant. Versicherung auch einseitig gekündet. Das Bandeege- 

richt hat die Berufung der Anstalten abgewiesen. Es kommt eben aud die 

Begründungen an : Es sind hier nicht Gründe fiskalischer Natur, sonders 

rein wirtschaftliche Fragen. 
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